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Resolution 1  

Schutz der Medienschaffenden vor missbräuchlichen Gerichtsverfahren 

Das Parlament hat ohne grosse Opposition eine Änderung der Zivilprozessordnung beschlossen, die 

das Ergreifen vorsorglicher Massnahmen gegen Medien erleichtert. Diese Änderung, welche 

ausdrücklich nicht dem Willen des Bundesrates entsprach, könnte ernste Auswirkungen auf die 

Pressefreiheit haben. Gleichzeitig erarbeitet das Bundesamt für Kommunikation (BAKOM) derzeit in 

enger Zusammenarbeit mit der Medienbranche einen nationalen Aktionsplan (NAP) für die Sicherheit 

der Medienschaffenden in der Schweiz. Dieser NAP zielt unter anderem darauf ab, 

Medienschaffende besser vor missbräuchlichen Gerichtsklagen zu schützen.   

Bisher war die Schweizer Gesetzgebung in Bezug auf vorsorgliche Massnahmen gegen die Medien 

ziemlich streng. So kann sich jede Person vor Gericht gegen die Veröffentlichung eines redaktionellen 

Inhalts wehren, wenn sie direkt davon betroffen ist und wenn die Publikation für sie einen 

«besonders schweren Nachteil» verursachen kann. Nun hat das Parlament mit der Streichung des 

Wortes "besonders" die Schwelle für die Anordnung von vorsorglichen Massnahmen gegen Medien 

herabgesetzt. Das Parlament hat somit eine ständige Bedrohung für Journalisten geschaffen. Die 

Gesetzesänderung wird unweigerlich negative Auswirkungen auf die kritische journalistische Arbeit 

und die Pressefreiheit haben.  

Der Verband erinnert daran, dass bereits mehrere Mitglieder von impressum Opfer solcher 

missbräuchlichen Verfahren (auch "Strategic Lawsuits against Public Participation", SLAPPs, genannt) 
geworden sind. Der Trend hat in den letzten Jahren tendenziell zugenommen. Das Phänomen betrifft 

nicht nur Medienschaffende, sondern auch NGOs.  

Aufgrund der schwierigen finanziellen Lage, in der sich die Branche zur Zeit befindet, haben 

insbesondere kleinere Redaktionen nicht die Mittel, um die immer zahlreicheren Verfahren zu 

bewältigen. SLAPPs erfordern oft die Einschaltung eines Fachanwaltes oder einer Fachanwältin. Es 

besteht somit ein ungleiches Kräfteverhältnis zwischen den Klagenden und den Redaktionen. Dies 

führt zu einem gefährlichen Risiko für die Garantie der Pressefreiheit und die Unabhängigkeit von 

Medienschaffenden.  

impressum sieht diese Gesetzesänderung als Verstoss gegen die verfassungsmässig garantiere 

Pressefreiheit und Art. 10 der Europäischen Menschenrechtskonvention. Das Europäische Parlament 
hat bereits eine Richtlinie zum Schutz gegen SLAPPs entworfen. Der Verband bedauert die Kluft 

zwischen dem Handeln der Exekutive auf der einen Seite und der legislativen Tätigkeit des 

Parlaments auf der anderen Seite, welches die Realität der Branche zu verkennen scheint. impressum 

wird sich weiter dafür einsetzen, dass die Bundesgesetzgebung in Zukunft mehr zugunsten der 

Medien und der Pressefreiheit ausfällt. Wenn die Arbeit von Medienschaffenden auf diese Weise 

behindert wird, steht nichts Geringeres als die Demokratie auf dem Spiel.  

Impressum ist bereit, ein Verfahren bis zum Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte in 

Strassburg zu unterstützen, um die Anwendung dieser neuen Bestimmung der ZPO zu beurteilen. 

impressum fordert das Schweizer Parlament dazu auf, den Bedenken der Exekutive und der 

gesamten Branche zu folgen.  

 

So einstimmig angenommen von der Delegiertenversammlung am 31. März 2023. 


